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Es fehlen Aussagen
- zu den 210 dokumentjerten Sicherheitsmangeln
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- zur fehlenden Zuverlässigkeit des Betreibers
und
- zu den gesetzlichen Voraussetzungen eines Geneh-

migungswiderrufes.

Insofern hätte es keinei'Replik bedurJt.
Die Kläger betrachten es jedoch als ,,offizium nobile"
dem Gericht gegenüber, auf die Unterstellungen,
Auslassungen, bewusst gesetzten Missverständnisse zu
reagieren.

l. Stand von Wissenschaft und Technik

Es ist wohl einzigartig in einer atomrechtlichen
Auseinandersetzung, dass der zentrale Vonrvurf der
Kläger hinsichtlich der existenziellen Defizite bei der
Beherrschbarkeit der Anlage von der beklagten
Atomaufsichtsbehörde wiederholt ausdrücklich zuqe-
geben werden muss.

Bezug nehmend auf den Vermerk des Beklagten ,,über
eine erste juristische Einschätzung" des Stilllegungs-
Antrags ,,für das Kernkraftwerk Biblis, Block B, der am
19. September 2005 angefertigt wurde, konstatiert der
Beklagte in Teil 1 der Klageerwiderung vom 26. August
2o0e [s. 3]:

,,Der Vermerk vom 19.09.2005 bezieht
sich auf Biblis A. Aber auch für Biblis B
gilt, dass die Anlage nicht dern heutigen
Stand von Wissenschaft und Technik
entspricht. Insofern besteht zwischen den
Parteien Einigkeit."

Die sicherheitstechn!sche Gesarntbewertunq ist
dernnach unstrittig.

Die in Teil 1 der Klageerwiderung erneut vertreteno
Rech tsau fiassung des Beklagten dass daraus keine
Konseouenzen 7u ziehen seien da für die Anlanp, .,.'":,'
lediglich zum Zeitpunkt' der Genehmigurng die
GenehmigLrngsvoraussetzr-rng des Siandes \/on

Wissenschaii uncl Techirik häiie nachqewiesen v,rerclen
'' ;,riLi :.::;,,,jr -,,='-) ji.J. .'] ,j.l
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2.1 Das ergibt sich schon allein daraus, dass das
Atomgesetz zwischen der ,,Rücknahme" einer Betriebs-
genehmigung nach S 17 Abs. 2 AtG und dem
,,Widerruf" einer Genehmigung nach $ 17 Abs. 3 Nr. 2
(sowie Abs. 5) AtG unterscheidet.

2.1.1 Die Rücknahme betrifft den von dem Beklagten
genannten Fall, wenn zum Zeitpunkt der Genehmigung,
also vor gut 30 Jahren, der aktuelle Stand von
Wissenschaft und Technik nicht gewährleistet war.

2.1.2 .Darüber hinaus sieht das Atomgesetz -wie im
vorliegenden Fall- den Widerruf einer Betriebsgeneh-
migung vor, wenn die Genehmigungsvoraussetzung des
Standes von Wissenschaft und Technik ,,später
weggefallen" ist.

Bereits der Wortlaut des $ 17 Abs. 3 Nr.2 AtG(,,später
weggefallen") macht deutlich, dass es beim Widerruf
eben nicht um den Zeitpunkt der Genehmigung geht, wie
der Beklagte ebenso hartnäckig wie unbegründet
behauptet, sondern vielmehr um ,,später", wenn aufgrund
des Erkenntnis- bzw. Technik-Fortschrittes im Bereich
der Reaktorsicherheit erkannt wird, dass eine Altanlage
grundlegend vom Stand von Wissenschaft und Technik
abweicht.

3. Obwohl dies in der Klagebegründung plausibel und
nachvollziehbar dargelegt wurde [in der Zusam-
menfassung auf S. 41 f ., ausführlich auf S. 64 ff l
reagiert der Beklagte in der KlageerwiderunE darauf
lediglich mit Fragen.

3.1 Die erste Frage lautet [S 29]:

,,Rücknahme und Widerruf eines Veruval-
tungsaktes werden unterschieden. Warum
soll deshalb ein Atomkraftwerk jederzeit dem
aktuellen Stand von Wissenschaft und
Technik entsorechen müssen?"

3.1.1 Die Antworl: Weil es sich. wie dargetegt, bererts aus dem
\A/ortlaut des Gesetzes so erqibt.
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Überdies hat das Bundesverfassungsgericht explizit die
Dynamik des im Atomgesetz angelegten Grund-
rechtsschutz hervorgehoben und damit die Entscheidunq
über statische Vorgänge abgelehnt"

Offensichtlich negiert und ignoriert der Beklagte zudem
den auch für einen Widerruf geltenden Maßstab des
,,Standes von Wissenschaft".

Wo sollte dieser anders als in der Geqenwart
angesiedelt sein.

Die zweite Frage in der Klageerwiderung lautet:

,,Würde das Gesetz eine solche Anforderung
formulieren, wäre es dann nicht verfassungs-
widrig, weil es Unmögliches verlangt?"

Die Antwort: Biblis B zählt laut Gesellschaft für Reak-
to rsiche rheit zu r 2. Druckwasserreaktor-Generatio n.

Danach folgten eine 3. und eine 4. Generation mit
immerhin deutlich verbesserter Sicherheitstechnik.
Schließlich folgte der erneut sicherheitstechnisch
grundlegend neu ausgelegte,,Europäische Druckwasser-
Reaktor (EPR nicht ERP !), der nach Auffassung des
Beklagten den ,,aktuellen Stand der Technik" abbildet
[vgl. Klageeru,riderung S 6]

Auch hier sei noch einmal angemerkt, dass das
Atomgesetz, anders als das BlmschG, nicht auf den
Stand der Technik sondern -und- auf den Stand der
Wissenschaft fokussiert ist.
Das hat auch das Bundesverwaltungsgericht in seinem
Ufteil vom '10 04.08 bestätiqt.

Der Beklagte greift dies in seiner Ankündigung der
Neubescheidung/ergänzenden Bescheidung (beide
Begriffe werden synonym verwandt, obwohl sie nicht
kompatibel sind) auch auf.

Die Stilllegung eines Atomkraftwerks der 2.
Druckwasserreal<tor-Generation zu verlangen ist.alles
andere als unrlerhalinrsmäßrg oder gar..Ltnmoglicn .

323
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Schließlich wollen Politik und Energiewirtschaft auch
em issionstech n isch vera ltete Koh lekraftwe rke sti I I legen.
Es handelt sich also um einen ganz normalen Vorgang
der Technikentwicklung, die Konsequenzen für Altan-
lagen hat.

Ein Genehmigungs-Widerruf nach $ 17 Abs. 3 Nr. 2 AtG
wegen des ,,späteren" Wegfalls einer Genehmigungs-
voraussetzung ist vor diesem Hintergrund auch alles
andere als verfassungswidrig. Dies gilt umso mehr, als
sich laut Kalkar-Beschluss wegen der ,,Sonderstellung
des Atomrechts" ein ,,weitreichendes Eingriffsfeld und
Beschränkungsfeld für die hoheitliche Gewalt" eröffnet
[BVerfG 49, 89, S. 146; vgl. Klagebegründung S. 203].

Auch dem Wyhl-Udeil des Bundesven,raltungsgerichts
ist zu entnehmen, dass eine atomrechtliche
Genehmigung widerrufen werden kann, wenn es nach
dem Zeitpunkt der Genehmigung zu einem
sicherheitstechnischen Fortschritt kommt IBVenvGE 72.
300-3321:

..Betrifft dieser Foftschritt allein solche
Anlagenteile, deren Errichtung bereits
gestattet ist, so kann, wenn nachträgliche
Auflagen nach $ 17 Abs. '1 Satz 3 AtG nicht
ausreichen, die Genehmigung gemäß S 17
Abs. 3 AtG widerrufen werden."

Dabei sei angemerkt, dass der Abs. 5 eine
Widerrufsverpflichtu ng enthält.

3.4.1 Folglich ist die nachfolgende zentrale Aussage der
Klageenwlderung Ausdruck einer falschen
RechtsauffassunE des Beklagten [S. 6]:

,,Die Behauptung dass eine in Beirieb
befindliche Atomanlage jederzeit dem
aktuellen Stand von Wissenschaft und
Technik enisprechen müsse. ist eine
Erfindung der Klage. Sie hat weder in
Rechtsprechung noch in der juristischen
oder fachlichen Literatur ein Vorbild

3.4
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Da in der Klagebegründung obige Passage des Wyhl-
Urteils zitiert wird IS. 661 und dem Beklagten diese
Passage auch unabhängig davon selbstverständlich
bekannt sein muss, handelt es sich bei der
wiedergegebenen Aussage der Klageenr,riderung um den
offenkundigen Versuch, das Gericht zu täuschen.

3.4.2 lm übrigen gibt es im Kalkar-Beschluss auch keinen
Beleg für die völlig abwegige These des Beklagten, bei
einer Atomanlage, die nach übereinstimmender
Bewertung,,selbstverständlich" nicht mehr dem aktuellen
Stand von Wissenschaft und Technik entspricht, könne
dennoch ,,die erforderliche Vorsorge nach dem Stand
von Wissenschaft und Technik" gewährleistet sein.
Diese absonderliche Konstruktion der Klageeruuiderung
wird weder durch Verweise auf die Rechtsprechung
noch auf die Literatur untermauert und ist insofern als
durchsichtiger Versuch zurückzuweisen, eine zweifellos
gegebene Tatbestandsvoraussetzung für einen
Genehm ig ungswiderruf wegzud iskutieren.

3.4.3 Bei dieser These scheint es sich um eine neue
Erfindung (des Beklagten?, der Beigeladenen?, des
Rechtsanwalts?) zu handeln, denn sie taucht weder in
dem Behörden-Vermerk vom 19. September 2005 noch
im Vermerk vom 12. Februar 2008 und auch nicht im
Bescheid des Beklagten vom 10. April 2008 auf.
lm Vermerk vom 19. Seotember 2005 wehrl sich der an
das Atomgesetz gebundene Beklagte noch pauschal
gegen eine ,,Verabsolutierung des Standes von
Wissenschaft und Technik" und somit gegen den
zentralen Sicherheitsmaßstab laut Atomgesetz (!).
Von einer notwendigen Abgrenzung zut,,Vorsorge" ist in
dem Vermerk nicht die Rede.
Der Umstand, dass in allen drei zentralen Papieren des
Beklagten, in denen der Stilllegungsantrag rechtlich
bewerlet wurde, die jetzt erstmals formulierle These
noch nicht auftaucht, belegt, dass es sich nicht um eine
etab lierte u nd b reiter a nerka n nte Rechtsa uffass u nq
handelt.

zl Die Beurertung. eine Anlage entspreche nichl dem Stand
\/on \A/issenschaft und Technil<. isi ledicilich eine ander-=
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Formulierung dafür, dass die erforderliche vorsorge bzw.
Risikovorsorge nach dem stand von wissenschaft und
Technik nicht gewährleistet bzw, getroffen ist. ln der
Rechtsprechung wie auch in der Literatur werden
beide Formulierungen häufig synonym verwendet!
Es gibt den von dem Beklagten konstruierten
Unterschied schlichtweg nicht!

5. Mit der Bewertung des Beklagten, dass Biblis B
,,selbstverständlich" nicht dem Stand von Wissenschaft
und Technik entspricht, ist gemeint, dass eine Reihe von
sicherheitsrelevanten systemen und Komponenten der
Anlage ihre Funktion en,uartungsgemäß nicht
,,bestmöglich" in einer Weise erfüllen, wie sie inzwischen
für erforderlich gehalten wird.
Das bedeutet nichts anderes, als dass die erforderliche
Vorsorge nicht gewährleistet ist.

6. Die Tatbestandsvoraussetzung für einen
Genehmigungs-Widerruf nach g 17 Abs 3 Nr. 2 AtG
liegt demnach zweifelsfrei vor, da auch Abhilfe nicht
möglich ist [vgl. hierzu ausführlich die Klagebegründung].

ll Gefahr

Auch wenn es der Beklagte nicht wahrhaben will, so
steht im Kalkar-Beschluss nicht, dass eine ,,geringe.
[Klageerwiderung S 6J, sondern vielmehr, dass ,,bereits
eine entfernte" Wahrscheinlichkeit des Schadens-
eintritts die staatliche Schutzpflicht auslöst [BVerfGE  g,
89, S 1421

Auch wenn es der Beklagte nicht wahrhaben will, so rst
der ,,Auslöser" der staailichen Schutzpflicht
gleichzusetzen mit der so genannten Gefahrenschwelle
[vgl. Klageerwiderung S 6] Das ergibt sich unrrrittelbar
aus der Kalkar-Entscheidung [BVerfGE 49, Bg S 142]:

,,Dass auch der Gesetzgeber sich möglicher
schwerer Gefahren bei der friedlichen
Nutzung cler Kernenergre bev,rr_rsst tlvar. zeigi
zumal clre Ver'ankerung cles Schuizzwecks
:l:: 3:;: _:: i,- ^ ' .- -_ ,., _' I _\.:,:3 l_:

2.
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der Afi und Schwere dieser Folgen muss
bereits eine entfernte Wahrscheinlichkeit
ihres Eintritts genügen, um die Schutzpflicht
auch des Gesetzqebers konkret
auszulÖsen."

Das Bundesverfassungsgericht hat insofern die
allgemeine ,,Je-desto-Formel" für die Anwendung auf das
Atomrecht präzise spezifiziefi und so die Schwelle zur
Gefahr im Sinne des Atomgesetzes sehr genau definiert.

Auch wenn es der Beklagte nicht wahrhaben will [vgl.
Klageeruriderung S. 101, so ist bei der Gefahr von
Atomunfällen die Erheblichkeitsschwelle stets
überschritten [vgl. Klagebegründung S. 147 f., u. a. auch
mit Bezug auf Reformüberlegungen des BMU, Roller
etc.l. So heißt es auch im Urteil des Hessischen
Verwaltungsgerichtshofs vom 25. März 1997'.

,,Aus dem Adjektiv ,,erheblich" im Begriff der
erheblichen Gefährdung ist keine Steigerung
der Gefahrenlage abzuleiten."

Auch wenn es der Beklagte nicht wahrhaben will, so liegt
bei einer unzureichenden Risikovorsorge nach dem
Stand von Wissenschaft und Technik eine Gefahr im
Sinne des Atomgesetzes vor fvgl. Klageeruuiderung S.
101 Das wird in der Klagebegründung ausführlich
begründet und unter Verureis auf das Erste Deutsche
Atomrechts-Symposium, auf einen Juristen der
Betreiberseite, auf einen Juristen der Beklagten, auf das
Bundesverfassungsgericht wie auch auf das
Bundesverwaltungsgericht stichhaltig belegt [S. 148 -

Auch wenn es der Beklagte nicht wahrhaben will, stellen
Defizite bei der Beherrschung von Auslegungs-
störfällen eine Gefahr im atomrechtlichen Sinne dar,
wobei schon einige .Etnzelrrstken'- genügen [vgl
Klageerwiderung S 8l Das wird in der Klagebegründung
ausführlich begründet und unter Verweis auf Schneider.
Roller wie auch auf einen Juristen des Beklagten
stichhaltig belegt [S 153 - 156]

Folgerichiig hai srch aerch clar BekJagte iin
a'rg3fochtenen Bescneicl ,lei rl2- o7ü1,-tnr; 

=-.inss 
1l/lll=.,'-

4.
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b.

rufs nach $ 17 Abs.5 AtG (Gefahr) mit den von den
Klägern vorgetragenen Sicherheitsmängeln (,,tech-
nischen Sachverhalten") auseinandergesetzt [Bescheid,
S 331. Damit bestätigt der Beklagte zweifellos den
Zusammenhang zwischen (den 210 dokumentierten)
Sicherheitsmängeln und dem Vorliegen einer Gefahr im
atomrechtlichen Sinne.

Die angebliche Unstimmigkeit der Klagebegründung
hinsichtlich der Relevanz der Eintrittswahrschein-
lichkeit bei der Gefahrendefinition lvgl Klageer-
widerung S. 11, 12 u. 131 lässt sich leicht auflösen.
Es ist unstrittig, dass die Eintrittswahrscheinlichkeit
explizit oder implizit ein relevanter Teil der Gefahren-
definition ist.
In probabilistischen Sicherheitsanalysen steht die Frage
der Eintrittswahrschein lichkeit explizit im Vordergrund.
Bei der Feststellung, eine Anlage entspreche nicht dem
Stand von Wissenschaft und Technik, fließt der Aspekt
der Wahrscheinlichkeit hingegen implizit in die
gutachterliche bzw. behördliche Bewertung mit ein.
Denn selbstverständlich kommt eine Atomaufsichts-
behörde nicht wegen möglicher baulicher Mängel im
Besucherzentrum eines Atomkraftwerks zu dieser
Bewertung, sondern weil die Behörde bzw. ihre
Gutachter der Auffassung sind, dass die Betriebs- und
Sicherheitssysteme eines Atomkraftwerks in einem
Zustand sind, der mit einer mindestens entfernten
Wahrscheinlichkeit zu einem Kernschmelzunfall führen
Kan n.

Ohne dass also exolizit von einer bestimmten Wahr-
scheinlichkeit die Rede ist, ist die Wahrscheinlichkeit
eines Atomunfalls in einer nicht dem Stand von
Wissenschaft und Technik entsprechenden Anlage
^-"^'*"^^^^^'-^n höher als in einer Anlaoe. die demEtvvdttutt\.{öL.lEil tcltJ ttuttEt dtJ il r Eil l

Stand uoi tfuirrunschaft und Technik entspricht.

Das lässt sich exemplarisch auch an konkreten
,,Einzelrisiken" festmachen.
So kann die bei den Ar-rslequnqsstöi-iällen,.Kleines Leck'
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und,,Frischdampfleitungsleck" notwendige Maßnahme
,,sekundärseitiges 100 l(/h-Abfahren" in Biblis B nur
durch Handmaßnahmen ausgelöst werden. Die
Gesellschaft für Reaktorsicherheit (GRS) Hausgutachter
der Bundesatomaufsicht, hat wiederholt betont, dass
dies sicherheitstechnisch nachteilig ist.
Die Automatisierung des Auslösens des 100 t</h-
Abfahrens in den ,,Konvoianlagen" wird als wesentliche
sicherheitstechnische Verbesserung gegenüber dem
technischen Stand von Biblis B bewertet. Mit anderen
Worten. die Wahrscheinlichkeit, dass es in Biblis B
infolge eines kleinen Lecks oder eines Frisch-
dampfleitungslecks zu einer Kernschmelze kommt, ist
wegen der erforderlichen Handmaßnahmen größer als in
einer Konvoianlage.

Insgesamt tragen allein die seitens der Kläger
dokumentierten 210 derartigen Sicherheitsmängel von
Biblis B dazu bei, dass die Wahrscheinlichkeit eines
Atomunfalls deutlich größer ist, als in einer Anlage, die
diese Mängel nicht aufweist.

Die 210 von offiziellen Gutachtern und Reaktorsicher-
heitsexperten als sicherheitstechnisch nachteilig bewer-
teten ..technischen Sachverhalte" in Biblis B sind insofern
einer der Belege dafür, dass von Biblis B eine Gefahr im
atomrechtlichen Sinne ausgeht.

8. In der Klageerwiderung heißt es im Abschnitt ,,Gefahr"
abschließend, den Anforderungen an die Darlegungs-
pflicht entspreche die Klage nicht [S. 14].

8.1 Dies ist falsch.

B.1.1ln der Klagebegründung wird darauf hingewiesen, dass
an den Sachvorlrag der Kläger u. a. schon deswegen
r'^:^^ -^^"*itsfernen Anforderunoen oestellt werden
^8il 

tE tgdiltclt>tgtItEtI /-1t il(Jru(

dürfen. weil selbst die einschlägigen Gutachter-
organisationen weder die Geschehensabläufe noch
die Eintrittswahrscheinlichkeiten der Unfälle !n
Harrisburg und Tsehernobyl zutreffencl
prognostiziert haben. Vielmehr war im Vorfeld der
Unfälle. die einhellige Auffassung der Experten ein.
Kernschmelzunfall sei .,oraktisch ausqeschlossen .
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Hinzu kommt, dass ein Verwaltungsjurist des Beklagten
zu Recht festgestellt hat, dass selbst eine Behörde eine
umfassende integrale probabilistische Bewertung,,nur
schwer, ein Dritter aber gar nicht" er{üllen kann, ,,so dass
er auch in krassen Fällen der behördlichen Untätigkeit
faktisch rechtsschutzlos gestellt wäre", würde man
realitätsferne Anforderungen an den Sachvortrag stellen
[Klagebegründung S. 162 - 165].

lnsgesamt ist festzuhalten, dass der mit Quellen gut
belegte Sachvortrag der Kläger tS. 166 - 1901

einschließlich der Anlagen A (78 Seiten) und B (18
Seiten) den stichhaltigen Nachweis erbringt, dass eine
Gefahr im atomrechtlichen Sinne vorliegt und Biblis
B daher stillgelegt werden muss.

Das ergibt sich u. a. auch aus dem Umstand, dass laut
Wyhl-Urteil Gefahren durch,,hinreichend konservative
Annahmen" auszuschließen sind. Wegen der Verwen-
dung der nicht konservativen 50%-Fraktile bei der
Erdbebenbegutachtung von Biblis B seitens des
Beklagten besteht zweifellos ein Anspruch der Kläger auf
Stilllegung von Biblis B wegen erheblicher Gefährdung
[vgl. Klagebegründung S 158 f., S. 190 und Anlage B]

lll Restrisiko

Zum Thema Restrisiko, welches in der Klagebegründung
auf den Seiten 72 bis 80 behandelt wird, wird in der
Klageerwiderung im Kern ausgeführt [S. 16]:

,,Die Klage argumentiert: Nur Risiken jenseits
des menschlichen Erkenntnisvermögens
sind zu akzeptieren. Es lassen sich
Unfallabläufe denken, die nicht beherrscht
werden also ist der Betrieb einzustellen.
Jeder Bezug zum Gesetz - und zur Realität

- fehlt Die Entscheidungen auf die sich die
Kläger berufen. tragen diese bemerkens-
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werten Erkenntnisse' nicht. Den Klägern fehlt
das technische wie rechtliche Verständnis."

,,Für die Kläger sind alle denkbaren
Ereignisabläufe bereits klar erkannte und
damit eine Gefahr. Die Formel des
Bundesverfassungsgerichts aus dem Kalkar-
Beschluss erweist sich bei näherer
Betrachtung keineswegs als präzise. Das
macht gerade die Klage deutlich. Nach den
Klägern soll alles, was wir uns ausdenken
(und phantasieren), zum Bereich der
Risikovorsorge gehören. "

,,Nach dieser Logik müsste beispielsweise
sofort der Flugverkehr eingestellt werden,
denn ein Flugzeugabsturz ist nicht völlig
auszuschließen. Der völlige Verzicht auf die
Technik, natürlich auch auf die
Medizintechnik, würde unser Leben aber
nicht zwangsläufig,sicherer' machen."

2. Der Beklagte möchte mit dieser bemerkenswert
aggressiven, polemischen Reaktion offenbar davon
ablenken, dass das zu akzeptierende ,,Restrisiko" im
Kalkar-Beschluss in der Tat sehr präzise definiert wurde
als ein Bereich der ,,Ungewissheiten" jenseits der
Grenzen des menschlichen Erkenntnisvermöqens
[BVerfG 49, 89, S. 143]:

,,Vom Gesetzgeber im Hinblick auf seine
Schutzpflicht eine Regelung zu fordern, die
mit absoluter Sicherheit Grundrechts-
gefährdungen ausschließt, die aus der
Zulassung technischer Anlagen und ihrem
Betrieb möglicherweise entstehen können,
hieße die Grenzen menschlichen
Erkenntnisvernrögei:s verkennen und
vrrürde weithin jede staatlrche Zulassung der
Nutzung von Technik verbannen. Fur die
Gestaltung der Sozialordnung muss es
insoweit bei Abschätzungen anhand

. praktischer Vernunft bewenden



Rechlsa nwältin'y'.1iitr-rd
1atf

Seite

56-5E. 4414.1 Dortmund

Was die Schäden an Leben, Gesundheit und
Sachgütern anbetrifft, so hat der
Gesetzgeber durch die in $ '1 Nr 2 und in $ 7
Abs 2 AtomG niedergelegten Grundsätze der
bestmöglichen Gefahrenabwehr und
Risikovorsorge einen Maßstab aufgerichtet,
der Genehmigungen nur dann zulässt, wenn
es nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik praktisch ausgeschlossen
erscheint, dass solche Schadens-
ereignisse eintreten werden lvgl dazu
Breuer, DVBI 1978, S. 829 ff.; 835 f l.
Ungewissheiten jenseits dieser Schwelle
praktischer Vernunft haben ihre Ursache
in den Grenzen des menschlichen
Erkenntnisvermögens; sie sind
unentrinnbar und insofern als sozialadäquate
Lasten von allen Bürgern zu tragen."

Daraus folgert Roßnagel schlussig [vgl
Klagebegründung S 74 f.l.

,,Ereignisse, deren Ablaufketten klar er-
kannt sind und über deren Eintrittshäu-
figkeiten sich probabilistische Aussagen
treffen lassen, können aber schlechterdings
nicht jenseits dieser Grenzen (des mensch-
lichen Erkenntnisvermögens) liegen."

Roller folgert gestützt auf die Restrisiko-Definition des
Bundesverfassungsgerichts im Umkehrschluss konse-
nrront I'ohd I'
Yvvr rr lvvv.l.

,,Dieser Maßstab [der praktischen Vernunft]
setzt der Vorsorgepflicht dort eine Grenze,
wo bestimmte Wirkungszusammenhänge
oder Ereignisabläufe nicht bekannt sind.
Danach sind Ereignisabläufe, die
erkennbar zu Schäden führen können, aul
jeden Fall von
- J^^ ^ !i{

d er Vorsorgepflich t
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Dieser stringenten - und durch die Klageenrriderung
unwiderlegte Logik der Restrisiko-Definition des
Bundesverfassungsgerichts folgt die Klage: In der
Klagebegründung wird keineswegs ,,alles, was die Kläger
sich ausdenken (und phantasieren)", dem Bereich der
Risikovorsorge zugeord net.
Vielmehr stützt sich die Klage auf die von den
Gutachtern der Aufsichtsbehörden (u a. GRS, TÜV)
und des Kraftwerksherstellers Siemens bzw. des
Betreibers RWE klar erkannten Ablaufketten, dre nach
deren Bewertung ztJ einem schweren Kernschmelz-
unfall führen können.
Die Klage verureist zudem dezidiert auf diverse zu Biblis
B erstellte ältere und neuere Risikostudien zum
Leistungs- und zum Nicht-Leistungsbetrieb
[Klagebegründung, S 166 - 179]

Darüber hinaus macht die Klage deutlich, dass es sich
bei den 210 dokumentierten Sicherheitsmängeln von
Biblis B um vornehmlich von Behörden-Gutachtern klar
erkannte Schwachstellen handelt, die zu klar erkannten
Ereignisketten hin zum schweren Kernschmelzunfall
beiiragen können.
ln der Klagebegründung werden exemplarisch drei
Auslegungsstörfällen jeweils relevante
Sicherheitsmängel zugeordnet'. 20 Mängel bei der
Beherrschung ,,kleiner Lecks", 17 Mängel bezüglich der
hochkomplexen Abläufe bei einem,,Dampferzeuger-
Heizrohrleck" und 24 Sicherheitsmängel bezuglich des
gefü rchteten Notstromfal ls.

Darüber hinaus wird anhand von konkreten
Vorkommnissen in Biblis B auf die tatsächliche
Relevanz der genannten Sicherheitsmängel verwiesen:
auf das sehr kleine Primärkreisleck 1995, auf die
Dampferzeuger-Kleinstleckage 1998 sowie auf die
wiederholten Notstrornfälle - zuletzt arn 8. Februar
2004 infolge eines Unwetters [Klagebegründung, S

179 - 1891

2.4 Von reinen Phantasien oder Spekulationen der Kläger
kann alsc Liberhaupt nicht die Rede sein Der Beklagte
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2.5

disqualifiziert sich durch seine unzutreffenden
Unterstellungen als ernstzunehmende Partei in diesem
Verfahren.

Hinsichtlich seines Vergleichs mit dem Flugverkehr und
der Medizintechnik verkennt der Beklagte zudem die
bereits eruyähnte 

"Sonderstellung des Atomrechts. laut
Kalkar-Beschluss, die ein,,weitreichendes Eingriffsfeld
und Beschränkungsfeld für die hoheitliche Gewalt"
eröffnet [BVerfG 49, 89, S 146; vgl Klagebegründung S.
2031.
Angesichts der Art und Schwere der Folgen eines
Atomunfalls gelten für die Atomtechnik zu Recht
erheblich härtere Maßstäbe als für die von dem
Beklagten angeführten Techniken.

Entgegen der Darstellung des Beklagten finden auch die
präzise Restrisiko-Definition des Bundesverfassungs-
gerichts sowie die stringenten Schlussfolgerungen von
Roßnagel und Roller - nach Darstellung des Beklagten
soll es sich hierbei um ,,Konstrukte der Kläger zum
Restrisiko" handeln im Urteil des Bundesver-
waltungsgerichts vom 10. April 2008 eine Stütze fvgl.
Klageeruuiderung, S. 16].
So verneint das Bundesverwaltungsgericht die
Möglichkeit einer,,Restrisikominimierung" mit der ebenso
einfachen wie zutreffenden Logik, dass das ,,Restrisiko
durch einen nicht weiter minimierbaren. .unentrinnbaren'
Rest gekennzeichnet ist" [BVerwG 7 C 39.07, R2.32'f .].
Nach der Definition des Bundesverfassungsgerichts geht
es bei diesem nicht weiter minimierbaren Rest wie
dargelegt um ,,Ungewissheiten" jenseits der Grenze des
menschlichen Erkenntnisvermögens.

Am praktischen Beispiel wird deutljch, worum es gehi:
Der Beklagte .,ordnet' bislang den (absichtlichen oder
unbeabsichtigten) Flugzeugabstun,,dem Restrisiko zu".
Dieses Vorgehen ist sowohl nach der Definition des
Bundesverfassungsgerichts als auch nach dem neuen
Urteil des Bundesvenvaltungsgerichts unzulässig. Denn
beim Flugzeugabsturz handelt es sich definitiv nicht um

4
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,,Ungewissheiten", sondern vielmehr inzwischen um
einen der am besten untersuchten Störfälle
(Ereignisketten).
Auch handelt es sich beim Flugzeugabsturz keinesfalls
um ein Risiko, das durch einen nicht weiter
m inim ierbaren,, unentrinnbaren' Rest geken nzeichnet ist.
So sind - eben weil es nicht um ,,Ungewissheiten"
geht gewisse technische Maßnahmen zur
mutmaßlichen Verringerung des Risikos konkret in

der Diskussion und zum Teil auch in Umsetzung.
Lediglich ,,Ungewissheiten jenseits der Grenzen des
menschlichen Erkenntnisvermögens" als ,,nicht
weiter minimierbarer, unentrinnbarer Rest" sind also
nach höchstrichterlicher Rechtsprechung als,,Restrisiko"
zu akzeptieren. Mehr nicht.

Es kann dahingestellt bleiben, ob im Kalkar-Beschluss
der Kant'sche Begriff der praktischen Vernunft oder

- wie der Beklagte meint - die bloße ,,Vernunft der
Praktiker" gemeint ist lvgl Klageenruiderung, S. 28]"
Denn auch die ,,Praktiker" in den Aufsichtsbehörden
kommen nicht an der einfachen Erkenntnis vorbei, dass
Ungewissheiten jenseits der Grenzen des
menschlichen Erkenntnisvermögens keine Abläufe in

Atomkraftwerken betreffen können. von denen
Reakto rsicherhe itsexperten
Kenntnisse haben.

relativ detaillierte

Auch mit dem ,,gesunden Menschenverstand", wie man
die ,,Vernunft der Praktiker" vereinfacht nennen könnte,
kommt der Beklagte also an der Eindeutigkeit des
Restrisiko-Beg riffs n icht vorbei.

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 10. April
2008 stellt klar, dass die bisherige behördliche Praxis,
bestimmte, klar erkannte Ereignisse mehr oder weniger
willkurlich als ,,auslegungsüberschreitende Ereig-
nisse" einer ,,Sicherheitsebene 4" und somit - so auch
der anqefochtene Bescheid auf S. 22 - dem Restrisiko
rrrrorän"n. keinen Bestand mehr hat.
Der Beklagte musste im Lichte des Urteils in seiner
Klageerwiderung zudem einräumen. dass es sich bei der

Ä



Rechtsanwä itin Wiitrud

t7
5erte.

i ü iie- i--eng esoach ivlii-kische Str. 56-58, 44'14i Dortmund

erforderlichen Schadensvorsorge gegen auslegungs-
überschreitende Ereignisse (Sicherheitsebene 4) um
einen drittschützenden Bereich handelt
Der Beklagte prüft daher vor dem Hintergrund des Urteils
eine erneute Bescheidung des diesseitigen Antrags
IKlageerwiderung, S. 15 f.].
Fazit: Da für Biblis B zahlreiche Unfallszenarien konkret
aufgezeigt wurden, die jederzeit zu einem schweren
Atomunfall führen können, ist der Weiterbetrieb nicht als
,, Restrisiko" zu akzeptie ren.
Dass der Beklagte trotz der völlig unzulänglichen
Risikovorsorge die Genehmigung nicht widerruft, stellt
eine Grundrechtsverletzung dar.

lV Ermittlungsdefizit
Der Beklagte setzt der Argumentation, dass sie bei ihrer
Risikoermittlung mit dem TÜV Süd keine wirklich
unabhängige ,,Wissenschaft" zu Rate zieht, wie im
Wyhl-Urteil gefordert, nichts entgegen [vgl
Klageeruriderung, S. 22 f .1.

Die Kritik hat damit Bestand.

V Widerruf

Der Beklagte setzt den Ausführungen zur Rechts-
folgenseite nichts entgegen [vgl. Klageerwiderung, S. 24
f l!

Offensichtlich fehlen dem Beklagten stichhaltige Gründe
gegen den Widerruf der Betriebsgenehmigung von Biblis
R

Vl Stil, Tenor und Abslcht der Klageerwiderung

Insgesamt ist Teil l der Klageenvrderung absolurt
^l^.F;-;1a-ltYttLtt'tt,
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1.1

Das Papier reagieft formal auf die folgenden Teile der
Klagebegründung.
I Vorbemerkungen (15 Seiten)
ll Rechtswidriger Bescheid der Behörde (24 Seiten)
lV Stand von Wissenschaft und Technik (60 Seiten)
Vl Erhebliche Gefährdung (44 Seiten)
lX Rechtsfolge - Widerruf der Betriebsgenehmigung (29
Seiten)

Insgesamt geht es um rund 170 Seiten stringenter und
gut belegter Argumentation, bei der systematisch und -
abgesehen von der Zusammenfassung (Abschnitt lll),
die den Nachvollzug erleichtern sollte - ohne wesent-
liche Redundanzen relevante Aspekte eines
Genehmig ungs-Widerrufs durchgepruft werden.

Die vorliegende Klageenr,riderung umfasst 30 Seiten,
wobei rund die Hälfte der Seiten mit willkürlichen
Auszügen aus der Klagebegründung gefüllt wurde.
Die Auseinandersetzung mit 170 Seiten Sachvortrag
der Kläger beschränkt sich (einschließlich der
Vorbemerkungen) so faktisch auf rund 15 Seiten.
Selbst unter Anerkennung prozessökonomischer
Erfordernisse der Stringenz ist offenkundig, dass es sich
hierbei nicht um eine angemessene Auseinandersetzunq
mit der Klage handeln kann.

Defizitär erweist sich die Klageenruiderung auch insofern,
als von den in Teil ,,ll Rechtswidriger Bescheid der
Behörde" angesprochenen rund 40 Punkten lediglich 8
Punkte spärlich und alles andere als überzeugend
behandelt werden (vgl. Kapitel 7, Ermittlungsdefizit, und
8. Bewedungsdefizit).

Anstelle erner rechtlichen Sach-Auseinandersetzung
zielt die Klageerwiderung primär darauf ab, die
Qualität der 222 Seiten umfassenden i{lagebe-
gründung {zzg1. Anlagen) zu bestreiten wobei zu
Ve rbalinlurien wie . Erfindung. Phantastereien etc.'
gegriffen wird.

1.2

J.
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ln der Klageen,riderung wird eingangs behauptet,
,,bestimmte allgemeine Thesen" würden in der Klaqe
immer wieder vorgetragen.
Diesen unzutreffenden ,,Leitsatz" versucht der Beklagte
durch eine willkürliche Zusammenstellung von Zitaten
aus der Klagebegründung zu untermauern, wobei
Redundanzen künstlich erzeugt werden, indem Zitate
nicht nur aus den relevanten Hauptteilen, sondern
ebenso aus dem Teil ,,Rechtswidriger Bescheid der
Behörde" (ll) sowie aus der Zusammenfassung (lll)
seitenlang aneinander gereiht werden.

So stellt auch der gesamte Abschnitt ,,6) Schutzpflicht
des Staates, dynamischer Grundrechtsschutz und
Grundrechtsverletzung" großteils eine reine
Wiederholung des zuvor schon Gesagten dar, wobei
sogar eine halbe Seite lang die selben drei Absätze
aus der Klagebegründung schlichtweg wiederholt
werden [Klageerwiderung, S, 15 u. 20, jeweils
beginnend mit ,,Gestützt auf das Konzept . ."1. Ebenso
werden beispielsweise auch auf Seite 27 der
Klageenrrriderung eine halbe Seite lang dieselben vier
Absätze aus der Klagebegründung nochmals
wiederholt, die bereits auf Seite 12 zitieft wurden
[beginnend mit ,,Angesichts der Art und Schwere .. . "].

Dieser Diskreditierungs-Versuch geht ins Leere. Es ist
festzustellen, dass in der Klagebegründung - anders
als in der Klageerwiderung stringent relevante
Fragestell ungen durchgeprüft werden.

Teil 1 der Klageerwiderung soll sich laut Ankündigung
auf S. 1 ausschließlich mit dem Antrag auf
Genehmigungswiderruf wegen des nicht mehr aktuellen
Standes von Wissenschaft und Technik befassen (Teil
lV der Klagebegründung), tatsächlich aber verbindet der
Schriftsatz diesen Widerrufsgrund mit dem der
erheblichen Gefahrdung (Teil Vl der Klagebegründung)
Eine angernessene Auseinandersetzung mit dem
Flauptantrag findet ln der Klageerwidenung
r-lbsrhaup I nich t s ta tt.

In d.er Klageeruviderung ist sichtlich das Bemühen

4
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erkennbar, das Thema Eintrittswahrscheinlichkeit in den
Vordergrund zu rücken, obwohl dieses in der
Klagebegründung eine deutlich nachgeordnete Rolle
spielt und - wie dargelegt - selbst für das Begründen
einer Gefahr explizit nur teilweise erforderlich ist.

7. Erkennbar ist ferner das Interesse, den Zusammenhang
zwischen der erforderlichen Vorsorge nach dem Stand
von Wissenschaft und Technik und den 210
dokumentierten Sicherheitsmängeln von Biblis B zu
verschleiern.
In der Klageeruviderung heißt es, neben dem ersten
Argument (Stand von Wissenschaft und Technik) stütze
sich die Klage ,,außerdem" auf 210 so genannte
Sicherheitsmängel. ,,Der Vortrag ist insofern als
Hilfserwägung zu betrachten." Dies verkennt die
unbestreitbare Tatsache, dass die Sicherheitsmängel
neben zahlreichen anderen ein Beleg für die fehlende
Risikovorsorge nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik sind (vgl Klagebegründung S. 82-116 sowie
Anlage A).

Was ist die Intention des Beklagten, die 210
Sicherheitsmängel afs Hilfserwägung zu
deklarieren? Will er vermeiden, dass die fehlende
Risikovorsorge nach dem Stand von Wissenschaft und
Technik mit der großen Zahl an Mängeln in den
Sicherheitssystemen eine Konkretisierung erfährt, die
dann möglichenrueise auch das Gericht von der
tatsächlichen Relevanz des Stilllegungs-Antrags
überzeugen könnte?

Die Klageerwiderung versucht in oberlehrerhaftem
Duktus die rechtliche und technische Kompetenz ,der
Kläger" zu bestreiten.

Ein Beispiel: ,,Leider fehlt den Klägern das rechtliche wie
fachliche Verständnis .. " Oder ,,Nach den Klägern soll
alles was wir uns ausdenken (und phantasreren). zum
Bereich der Risikovorsorge gehören " Dieser Stil des
Verunglimpfens dient offenkundig dem Ziel der
Klageerwiderung die Klagebegründung zu diskre-
ditieren

8

81
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8.3

Auch wird der Eindruck vermittelt, als würden die Klager
in der Klagebegründung vorwiegend ihre eigene
Meinung kundtun. Das aber ist nachweisbar absolut
u nzutreffend.

Die Klagebegründung stützt sich maßgeblich auf
- die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts

sowie der Verwa ltu ngsgerichte
- Literatur von Verwaltungsrichtern (u,a. Sendler)
- Literatur von Atomrechtlern wie Hans-Joachim Koch

und Alexander Roßnagel (beide seit Jahren Organi-
satoren der Atomrechts-Symposien), Gerhard Roller,
Fritz Ossenbühl, Wolfgang Renneberg (Abteilungsleiter
des BMU), Andreas Böwing (RWE) etc.

- sicherheitstechnische Bewertungen des TÜV Süd, TÜV
Nord, der Gesellschaft für Reaktorsicherheit (GRS), der
Reaktorsicherheitskommission (RS K) etc.

- sicherheitstechnische Bewerlungen des Anlagen-
herstellers S iemens sowie der Betrei bergesellsch aft
RWE

- Bewedungen des hessischen Umweltministeriums.

In der Klageenr,uiderung werden diese Belege fast
vollständig unterschlagen, um den Eindruck zu
erwecken, die Kläger würden vornehmlich haltlose
eigene Thesen vortragen.

Der Beklagte versucht, das Gericht immer wieder mit
politischen, statt mit rechtlichen Argumenten a)
überzeugen. So etwa: ,,Mit dieser Argumentation
müssten alle Kernkraftwerke stillgelegt werden."
Vor einem Venrualtungsgericht sind allein rechtliche
Argumente entscheidungserheblich.

Der Beklagte ist sich auch nicht zu schade, in der
Klageerwiderung Zitate der Klagebegi'ündung
sinnentstellend so zu verkürzen. damit sie nicht die in
der Klagebegründung vorhandene Überzeugungskraft
entfalten und derart rrerstümmelt natürlich abstruses
suggerieren können.
In einem Fall wird sogar ein Punkt gesetzt. obwohl in der
Klagebegi'ündr-rng noch ein i\lebensatz folgi Der in der
Klacieenrviclerunq verl<urrzt ziirerte Teiisatz lautei l'S 3l

9.

10.
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,,Der angefochtene Bescheid ist aus sich
heraus rechtswidrig. (l 3.1)"

In der Klagebegründung lautet der vollständige Satz aber
IS a]:

,,Der angefochtene Bescheid ist schon aus
sich heraus rechtswidrig, wie nachfolgend
noch unter Zitfer ll dargelegt werden
wird."

Unter Ziffer ll der Klagebegründung wird ausführlich
dargelegt, aus welchen Gründen der Bescheid schon
aus sich heraus rechtswidrig ist.

Auch dieses ,,Stilmittel" des sinnentstellenden
Verkürzens von Zitaten ist nichts anderes als der
Versuch, das Gericht zu täuschen.

In der Klageeruviderung Teil 1 wird wahrheitswidrig
behauptet, in der Klagebegründung stünde, das
Atomgesetz sei verfassungswidrig [S. 13].

Richtig ist hingegen, dass die Kläger ihren Antrag auf
Widerruf der Betriebsgenehmigung von Biblis B auf das
geltende Atomgesetz stützen.

Der Umstand, dass der Beklagte vornehmlich auf
Verunglimpfungen und Täuschungsversuche zurück-
greift, zeigt, dass er der Argumentation der Klage nichts
Ernsthaftes entgegenzusetzen hat. Es unterstreicht,
dass die Klage begründet ist und der völlig veraltete
Atomkraftwerksblock Biblis B stillqeleqt werden muss.

Vll Verwaltun gsgerichtl iche KontroNle

Die Notwendigkeit einei- verwaltungsgerichtlichen
Kontrolle ergibt sich u a aus den folgenden Gründen:

Es geht in dem \/erJahren Llm r+chiliche, nlcht um
tech n ische Streitfraqen.

Da sich die Klage hirrslchtlich clei lechnrschen Fragen
Ll;-'^ ^' rf ilrr,rlo,'ir rnaran r^lcs Rp'rl:n';=n Azt,tt9Crl/- VV-CElltllii iCl Lr, uvv/vrL.-r rr:)vrrLr u- --,.,-.J

11
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seiner Gutachter selbst sowie auf Gutachter und
Fachleute der Bundesatomaufsicht stützt, kann es hierzu
keinen grundsätzlichen Streit geben. Bei den in der
Klagebegründung umfangreich dargelegten sicher-
heitstechnischen Aspekten handelt es sich lediglich um
eine Dokumentation der offiziellen, unstrittiqen
Bewertungen.

Es geht in dem Verfahren folglich nicht um
wissenschaftliche Streitfragen, d.h. um die
Risikoermittlung und Risikobewertung. Daran ändeft
auch nichts, dass der Beklagte bereits begutachtete und
bewertete technische Fragen aufgrund dieser Klage
nochmals neu begutachten lässt.

1.2 Strittig sind allein
Rechtsauffassungen.
In der Klagebegründung ist gut belegt dargestellt, dass
die Rechtsauffassung des Beklagten mit dem
Atomgesetz wie auch mit der höchstrichterlichen
Rechtsprechung unvereinbar ist. Dagegen wehrt sich der
Beklagte.

Die Entscheidung über rechtliche Streitfragen
zwischen Bürgern und Behörden oblieqt
se I bstve rstä nd I ich den Verwaltu n g sgeri chte n.

Das Bundesverfassungsgericht hat entschieden, dass
die Veruraltungsgerichte die Bewertungen der Behörden
,,auf ihre Rechtmäßigkeit hin zu überprüfen" haben
[BVedG 61,82 (114f )]

die unterschiedlichen

t_J

1.3.2 In der Klagebegründung wurde umfangreich dargelegt.
dass der Bescheid vom 10. April 2008 aus vielen
Gründen offenkundig rechtswidrig ist [S 16-39 der
Klagebegründungl
Dem ist der Beklagte nichl uberzetrgend enlgegen-
getreten Allein schon deswegen ist eine verwal-

. tunqsqerichtliche Kontroile erJorderiich.
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1.3.3 Die Klageerwiderung Teil 1 selbst begründet die
Notwe nd ig keit ei ne r ve rwaltu n gsgerichtl ichen Kontrol le.

Die Entscheidungen einer Behörde, die (selbst einem
Gericht gegenüber) nachweislich täuscht, trickst und
die Unwahrheit sagt, müssen zwingend von der
Veruualtungsgerichtsbarkeit nachkontrolliert werden, um
für den Bürger Rechtssicherheit herzustellen.

1,3.4 Da das Verwaltungsverfahren nicht willkürfrei und
unvoreingenommen durchgeführt wurde - vgl. hierzu
die Belege in der Klagebegründung auf den Seiten 8 bis
10 , bedarf die Entscheidung des Beklagten einer
gerichtlichen Kontrolle.

1 .3,5 Das Oberverwaltungsgericht Rheinland -Pfaiz hat in
seinem Urteil vom 21. November 1995 die behördliche
Risikobewertung bezüglich der Erdbebenauslegung
des Atomkraftwerks Mülheim-Kärlich überprüft. Die
Entscheidung, die zur Stilllegung des Atomkraftwerkes
fühfte, wurde durch eine Entscheidung des
Bundesvenrualtu ngsgerichts rechtskräft ig.

In der Klagebegründung werden zu Biblis B ganz
ähnliche Kritikpunkte bezüglich der Erdbebenauslegung
vorgetragen. Es wäre nicht nachvollziehbar, im
vorliegenden Fall auf die erforderliche gerichtliche
Nachkontrolle zu verzichten.

2. Ansonsten wird auf die Ausführungen in der
Klagebegründung verwiesen [S. 2-1 I ].

Vlll ErgänzunE der KlaEeerwiderung bzw.
Neubescheidung

Der Reklante h:t annekirndicrt sich unier Berück-
sichtigung der technischen Beurteilung durch einen
Sachverständigen und nach Auswertung des Gutachtens
des ÖXo-tnstituis (betrifft nur 160 iVlängel) zu den
diesseits dokumentierlen ?'l 0 Slcherheitsmänqeln rron

Biblis B zu äußern
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1.1

1.2

Auch ohne Kenntnis der Stellungnahmen der Gutachter
weiß der Beklagte schon )etzt, dass man die 210
Sicherheitsmängel in Abrede stellen will

[Klageerwiderung, S. 29]:

,,Der Beklagte wird jedoch die Behauptung
von 210 so genannten Sicherheitsmängeln
nicht unwidersprochen lassen."

Welchen Sinn macht die Auswertung der Gutachten,
wenn die Behörde sich unabhänqiq davon bereits
festgelegt hat?

Soll nur wieder über Begriffe gestritten werden
(Sicherheitsdefizit, Sicherheitsmangel, Abweichung vom
Stand von Wissenschaft und Technik) oder geht es um
eine ernsthafte und für das Gericht nachvollziehbare
sicherheitstechnische Bewertung der 210 vorge-
tragenen technischen Sachverhalte?

Um in der Sache tatsächlich weiterzukommen wäre
es nach diesseitiger Überzeugung hilfreich, den
Beklagten zu veranlassen, dem Gericht für jeden der
210 dokumentierten Sicherheitsmängel die folgen-
den drei Fragen zu beantworten:

1. lst der technische Sachverhalt grundsätzlich
zutreffend skizziert? Falls nein, was ist zutreffend und
was ist unzutreffend?

2. lst die sicherheitstechnische Bewer'tunq der
oenannten externen Quelle(n) zutreffend
wiedergegeben? Falls nein, worauf sonst beziehen sich
die externen Beweftunqen qenau?

3. Widerspricht der Beklagte der Bewertung die
t ^+.^#^^l^ ^,,peuererlue riuslegung eines Betriebs- oder
Sicherheitssystems sei gegenüber dem Stand von
Wissenschaft und Technik , sicherheitstechnisch
nachteilig". es handele sich mithin nicht um eine
hestmöniir:he Ri^;r.^' ^^^h dem Sta,rd Von..rJsJLr I r\J!riul rc i \r5l^uvtJl 5ul9E I lclt-

Wissenschali und Technik"?

/,)z.
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Dem Beklagten würde mit Beantwortung dieser Fragen
die Gelegenheit gegeben, für jeden der 210 Punkte die
gebotene eigene sicherheitstechnische Bewertung
vorzunehmen, statt wie gewohnt nur die Stellungnahme
des bea uftraqten Sachverstä nd ioen weite rzu re ichen.

Die weitere Klagebegründung datiert vom 11. Dezember
2008.
Neun Monate später liegt noch immer keine vollständige
Klageenviderung vor.

3.1 Der Beklagte hat in Teil 1 der Klageerwiderung
angekündigt, zu den folgenden Punkten des
klägerischen Vorbringens noch näher eingehen zu
wollen:
a) 210 dokumentiefte Sicherheitsmängel
b) unzureichende Deckungsvorsorge
c) fehlende Zuverlässigkeit des Betreibers
d) Voraussetzungen eines Genehmigungs-Widerrufs

3.2 Auch kommt aus Sicht des Beklaqten eine
Neubescheiduno in Betracht.

Eine Vervollständigung der Klageeruriderung sollte
ku rzfristig angeord net werden.

Eine Neubescheidung, bzw. in der Diktion des Beklagten
ambivalent auch ergänzende Bescheidung genannt,
dürfte, rein prozessual betrachtet, unzulässig sein.
Der Sache nach handelt es sich um verspätetes
Vorbringen in Form des Nachschiebens von Gründen,
das noch einmal dokumentieft, dass der Beklagte in

einem reinen Abwehrverhalten verharrt, was wiederum
seine fehlende Neuiralität in der ,,gelebten" Negation der
Belange der Kläger beweist.
Um so siärker ist, wie bereits vorstehend betont, die
Rechtskontrolle des Gerichtes gefragt.
Bleibt der Rechtsstreit anhängig, vvovon diesseits
ausgegangen wird, ist ihm die ,.unverfälschte'. d.h., von
Ber-rrteilungsermessen etc befreite Rechtsansicht
zuorunoe zu leqen.

4.

5.
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Der Inhalt des Hilfsantrages wirkt dann verpflichtend in
den Hauptantrag hinein, abgesehen von der
vorliegenden Ermessensreduzierung auf Null

In diesem Zusammenhang sei auf die Kostenfolge des $
155 ff. VwGO verwiesen, die auch vorprozessuales
Verhalten ebenso erfasst wie ein Hinauszöqern der
Spruchreife.

t /'-t \
Rülle-Hengesbach
Rechtsanwältin


